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DIE LINKE beschwört einmal mehr den Aufbruch. Das tun schließlich alle Parteien, die gerade eine
vernichtende Niederlage erlitten haben und eine solche hat sie bekanntlich bei den
Bundestagswahlen 2021 eingefahren. Auch für die kommende Landtagswahl im Saarland, in
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein sieht es nicht gerade rosig aus.

So soll der Jahresauftakt am 16. Januar wenigstens Mut machen. „Die Linke wird gebraucht“,
versichert sich die Parteiführung selbst – und verdeutlicht mit dieser Beschwörungsformel
ungewollt, dass sie selbst ihrer eigenen Existenzberechtigung nicht sicher ist. Gefordert wird vor
allem das, was der Partei fehlt: Einigkeit, Geschlossenheit, Zusammenhalt, Solidarität, Vision,
Strategie.

Die Parteispitze will daher Abhilfe schaffen. Die beiden Vorsitzenden, Janine Wissler und Susanne
Hennig-Wellsow, präsentieren ein sog. Strategiepapier: „Für eine LINKE Transformation. Sozial
UND klimagerecht“.

Transformationsstrategie?

Alter Wein in neuen Schläuchen ist noch eine höfliche Beschreibung für einen Text, der an saueren
Essig erinnert. Im Grunde unterscheidet das „Transformationskonzept“ von älteren Papieren aus
den Reihen der Grünen, der SPD, diverser NGOs oder Umweltverbände nur, dass DIE LINKE diesen
Parteien eine Abkehr von ihren Versprechungen einer sozial gerechten und ökologisch
wirkungsvollen Transformation vorhält. Trotzig wiederholt das Papier, was auch diese Parteien
jahrelang in Wahlprogrammen oder Sonntagsreden beschworen haben: Klimaneutralität bis 2035,
Kohleausstieg bis 2030, Klimacheck für alle Gebäude bis 2025, gerechter Lastenausgleich,
ehrgeiziger und rascher Ausstieg aus dem Verbrennungsmotor, Ausbau des öffentlichen Verkehrs.

Das Papier spricht sich für staatliche Eingriffe und Regularien aus, weil es der Markt allein nicht
richten wird. Marktwirtschaft und Privatkapitalismus werden an keiner Stelle in Frage gestellt.
Allerdings sollen nur noch solche Unternehmen gefördert und subventioniert werden, die soziale
Standards einhalten, nach Tarifverträgen zahlen, Arbeitsplätze erhalten, den Betrieb
demokratisieren und ökologischen Umbau vornehmen. Für diese winken Gelder aus einem
staatlichen Transformationsfonds. So sollen AktionärInnen, InvestorInnen und private Konzerne „in
die Pflicht genommen“ werden. Außerdem wollen Wissler/Hennig-Wellsow auch die Übernahme von
krisengeschüttelten Unternehmen durch die Belegschaften fördern. Diese müssten ein
Vorkaufsrecht beim Verkauf von Unternehmen genießen.

Schließlich sollen auch die öffentliche Daseinsvorsorge gefördert und die Armut durch
Transferleistungen oberhalb der Armutsgrenze abgeschafft werden. Am Schluss schlägt DIE LINKE
auch noch eine „echte“ Agrarwende vor.

Das war es dann auch. Diese Kernpunkte der „Transformationsstrategie“ sind selbst für ein
reformistisches Programm überaus handzahm. In besseren Zeiten hatten nicht nur Grüne und SPD,
sondern auch die Linkspartei Weitergehendes und Umfassenderes zu bieten.

https://arbeiterinnenmacht.de/2022/02/01/strategiepapier-der-linkspartei-nicht-einmal-alter-wein-in-neuen-schlaeuchen/
https://arbeiterinnenmacht.de/2022/02/01/strategiepapier-der-linkspartei-nicht-einmal-alter-wein-in-neuen-schlaeuchen/
https://www.die-linke.de/start/nachrichten/detail/fuer-eine-linke-transformation-sozial-und-klimagerecht/
https://www.die-linke.de/start/nachrichten/detail/fuer-eine-linke-transformation-sozial-und-klimagerecht/


An manchen Stellen – z. B. beim Vorschlag, krisengeschüttelte Betriebe in Belegschaftseigentum
umzuwandeln – geht das Transformationspapier sogar in eine direkt falsche Richtung und würde
sich nur als Fallstrick für die Beschäftigten erweisen, die zu Verantwortlichen für die Sanierung
ihres eigenen Betriebes mutieren würden.

Was erst gar nicht erwähnt wird

Bemerkenswert am Papier ist freilich weniger die dünne politische Bettelsuppe, die darin
zusammengebraut wurde, sondern was erst gar nicht erwähnt wird. Wohlgemerkt, das
Strategiepapier soll nach Aussage von Janine Wissler „Konturen eines inhaltlichen Aufbruchs“
darstellen. Zu diesem gehören folgende Themen und Fragen (Aufzählung unvollständig) offenkundig
nicht:

Internationale Fragen

Am Beginn des Textes wird zwar festgehalten, dass die vom Kapitalismus verursachte Ungleichheit
und Zerstörung unserer Lebensgrundlagen den Fortbestand unseres Planten bedrohen würde. Das
war es dann aber auch. Im Papier finden Weltmarkt, Imperialismus, Kriegsgefahr, Militarismus,
Aufrüstung, rassistische Abschottung oder die globale Dimension der ökologischen Katastrophe erst
gar keine Erwähnung. Die Transformationsstrategie endet an der Landesgrenze.

Bei früheren Strategiepapieren oder inszenierten Auftaktveranstaltungen hatte sich die Linkspartei
gern als Friedenspartei, als Anti-NATO-Partei, als Kritikerin von Auslandseinsätzen,
Rüstungsexporten und Interventionen präsentiert. Manche beschworen sie gar als
„Bewegungspartei“, konsequente antirassistische Kraft oder wollten sie als Partei für eine „neue
Klassenpolitik“ fit machen. Natürlich stand das auch damals im Gegensatz zur Regierungspraxis in
verschiedenen Bundesländern und/oder zur mangelnden Mobilisierung. Beim diesjährigen
Jahresauftakt verzichtet die Führung der „linken“ Opposition im Bundestag gleich von vornherein
darauf.

Streitpunkte

Das hängt sicher auch damit zusammen, dass mittlerweile jede wichtige politische Frage in der
Linkspartei eine Streitfrage ist. Das betrifft Auslandseinsätze, die Haltung zur EU, Migration,
Regierungsbeteiligung, Pandemiepolitik, Eigentumsfrage, Identitätspolitik und vieles mehr. Das
Strategiepapier umschifft möglichst alles, was in der Partei strittig ist. So beschränkt sich die
ökologische Transformation für Leute wie Klaus Ernst, der etwa zur Zeit der Jahreswende zum
Vorsitzenden des Umweltausschusses ernannt wurde, bekanntlich auf die Umrüstung der PKWs von
Verbrennungs- auf Elektromotoren. Das empört zu Recht Tausende GenossInnen der Linkspartei, die
den offenen Brief „Nicht Euer Ernst“ an die Bundestagsfraktion der Partei unterzeichneten.

Zwischen solchen, letztlich unvereinbaren Richtungen versucht das Strategiepapier zu vermitteln,
indem es den kleinsten gemeinsamen Nenner der Partei als Zukunftsvision schönredet. Dieser
Etikettenschwindel, der den Autorinnen bewusst sein mag oder auch nicht, kann jedoch die Krise
der Linkspartei allenfalls fortschreiben. Wo die Partei auseinanderdriftet, helfen
Beschwörungsformeln nichts, zumal wenn sie diese von den Regierungsparteien SPD und Grüne, die
man zu bekämpfen vorgibt, nur schwer unterscheidbar machen.

Die Regierungsfrage

Kein Wunder also, dass die Regierungsfrage im Strategiepapier nicht vorkommt. Wie die
bescheidenen Vorschläge der Partei gegen die herrschende Klasse durchgesetzt werden sollen, ob
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auf der Straße, in Klassenkämpfen oder durch imaginierte parlamentarische Kombinationen – dazu
hüllt sich die Parteispitze vornehm in Schweigen.

Derweil werkelt Ramelow unverdrossen als Ministerpräsident in Thüringen, kaum unterscheidbar
von anderen LänderchefInnen, munter weiter. Die Bourgeoisie hat sich mit dem „Roten“ längst
abgefunden. Auch in Berlin, Bremen und Mecklenburg-Vorpommern führt sich DIE LINKE als
handzahme Partnerin an der Regierung auf. Unter SPD-Führung trabt sie brav weiter Richtung
Untergang, verrät Massenkampagnen, die sie unterstützt hat oder zu unterstützen vorgibt, wie
Deutsche Wohnen und Co. enteignen, und rechnet sich womöglich noch hoch an, dass sie sich selbst
aufgibt, um zu verhindern, dass die SPD in Berlin zur FDP oder in Mecklenburg-Vorpommern zur
CDU wechselt.

Klassenkampf

Bei der Transformationsstrategie von Wissler und Hennig-Wellsow findet die Welt außerhalb
Deutschlands praktisch nicht statt. Doch auch Ausbeutung, Klassenverhältnisse, Klassenkampf
werden erst gar nicht erwähnt. Die Lohnabhängigen treten bloß als Objekte staatlicher und
tarifrechtlicher Reformen auf. An der Ausbeutung selbst wird gleich gar nichts grundsätzlich
kritisiert, solange sie zu tariflichen Vereinbarungen und oberhalb der Armutsgrenze stattfindet.

In den letzten Jahren präsentierte ein Bernd Riexinger als Parteivorsitzender noch eine
linksreformistische Konzeption von Transformation und versuchte, eine neue Klassenpolitik als
strategische Grundlage der Partei zu präsentieren, was ihn zum Teil in offenen, zum Teil in
verdeckten Gegensatz zum regierungssozialistischen wie auch zum populistischen Flügel um
Wagenknecht brachte.

Eigentum

Ein wichtiger Bestandteil dieser linksreformistischen Konzeption war auch das Aufgreifen der
Eigentumsfrage, wie sie auch von Kampagnen wie DWe populär gemacht wurde oder in der
ökologischen Bewegung vermehrt diskutiert wird. Selbst Kevin Kühnert, damals noch Kritiker der
SPD-Spitze und der Großen Koalition, brachte ehedem die Enteignung von BMW in Spiel. Selbst
dazu reicht es bei der neuen Führung der Linkspartei nicht. Im krampfhaften Bemühen, alle
Unterschiede zwischen den Flügeln der Partei und wohl auch zwischen den beiden Vorsitzenden,
jeden als zerstörerisch empfunden Streit zumindest im Strategiepapier aus der Welt zu schaffen,
wird es so ausgehöhlt, so schal, belanglos und erbärmlich, dass selbst eine reformistische
Sonntagsrede noch als klassenkämpferische Offenbarung erscheinen würde. Unmittelbar werden
von solchen Formelkompromissen nur die RegierungssozialistInnen, mag vielleicht auch der
populistische Flügel der Partei profitieren.

Ein Teil der Parteispitze DER LINKEN mag es für eine kluge Taktik halten, Differenzen und
Richtungsstreit unter den Tisch zu kehren. Der Verzicht auf eine offene Konfrontation zwischen
letztlich miteinander unvereinbaren Positionen in der Linkspartei wird den Laden jedoch nicht
retten, sondern nur die Krise verschärfen. Er wird Unvereinbares nicht vereinbar machen und schon
gar nicht zur Formierung einer linken Opposition beitragen, die den längst überfälligen politischen
und organisatorischen Bruch mit dem Reformismus in die Weg leiten könnte. Der Schritt ist längst
überfällig, wenn im neuen Schlauch nicht einmal mehr alter Wein aufgetischt wird, sondern nur
sauerer Essig.


